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614. Bundesgesetz: Versorgungsrechts-Änderungsgesetz 1988 (Änderung des Kriegsopferversorgungsge-
setzes 1957, 18. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz, Änderung des Opferfürsor-
gegesetzes, Änderung des Bundesgesetzes über die Gewährung von Hilfeleistungen
an Opfer von Verbrechen und Änderung des Invalideneinstellungsgesetzes 1969)
(NR: GP XVII RV 329 AB 381 S. 38. BR: AB 3378 S. 494.)

615. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977
(NR: GP XVII RV 282 AB 372 S. 38. BR: AB 3379 S. 494.)

616. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes, des Bauern-Sozialversiche-
rungsgesetzes und des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 638/1982
(NR: GP XVII RV 283 AB 373 S. 38. BR: AB 3380 S. 494.)

617. Bundesgesetz: Änderung des Arbeits- und Sozialgerichts-Anpassungsgesetzes — ASGAnpG und des
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes — ASGG
(NR: GP XVII RV 296 AB 374 S. 38. BR: AB 3381 S. 494.)

6 1 4 . Bundesgesetz vom 25. November 1987,
mit dem versorgungsrechtliche Bestimmungen
geändert werden — Versorgungsrechts-Ände-
rungsgesetz 1988 (Änderung des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957, 18. Novelle zum
Heeresversorgungsgesetz, Änderung des
Opferfürsorgegesetzes, Änderung des Bundes-
gesetzes über die Gewährung von Hilfeleistun-
gen an Opfer von Verbrechen und Änderung

des Invalideneinstellungsgesetzes 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 564/1986, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 12 Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„An die Stelle der vorangeführten Beträge treten
mit Wirkung vom 1. Jänner 1985 und in der Folge
vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht-
nahme auf § 63 vervielfachten Beträge."

2. § 12 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Zusatzrente ist insoweit zu erhöhen, als
das monatliche Einkommen (§ 13) ohne Berück-
sichtigung der Grundrente und einer allfälligen
Schwerstbeschädigtenzulage den Betrag von
3 156 S nicht erreicht. An die Stelle des vorange-
führten Betrages tritt mit Wirkung vom 1. Jänner
1989 und in der. Folge vom 1. Jänner eines jeden

Jahres der unter Bedachtnahme auf § 63 verviel-
fachte Betrag."

3. § 12 Abs. 6 entfällt.

4. § 16 Abs. 1 lautet:

„(1) Schwerbeschädigten gebührt auf Antrag zur
Zusatzrente für jeden Familienangehörigen monat-
lich eine Familienzulage in doppelter Höhe des
gemäß § 12 Abs. 2 dritter Satz jeweils festgesetzten
Betrages. Die Familienzulage ist um jenen Betrag
zu kürzen, um den die Zusatzrente gemäß § 12
Abs. 2 wegen des Anspruches auf die Familienzu-
lage erhöht wird. Besteht Anspruch auf zwei oder
mehr Familienzulagen, so sind diese zu gleichen
Teilen zu kürzen. Gebührt eine Zusatzrente ledig-
lich auf Grund der Erhöhung der Einkommens-
grenze wegen des Anspruches auf die Familienzu-
lage, so beträgt die Familienzulage monatlich
200 S. An die Stelle des vorangeführten Betrages
tritt mit Wirkung vom 1. Jänner 1978 und in der
Folge vom 1. Jänner eines jeden Jahres der unter
Bedachtnahme auf § 63 vervielfachte Betrag."

5. Dem § 24 Abs. 3 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Ist der Beschädigte auf die Hilfe einer anderen
Person angewiesen, so sind ihm für die Dauer einer
Kur gemäß Abs. 2 Z 2 auch die Aufenthaltskosten
für eine Begleitperson zu ersetzen, wenn die Kur in
einer Anstalt durchgeführt wird, in der kein Perso-
nal zur Verfügung steht, das die erforderliche Hilfe
leisten kann."
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6. § 30 Abs. 3 lautet:

„(3) Für Streitigkeiten über Ersatzansprüche
nach diesem Bundesgesetz zwischen den Trägern
der Krankenversicherung und dem Bund gelten
sinngemäß die Bestimmungen über das Verfahren
in Sozialrechtssachen nach § 65 Abs. 1 Z 3 des
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 104/1985; Abs. 2 bleibt unberührt."

7. § 30 Abs. 4 erster Halbsatz lautet:

„Insoweit die Leistung der Heilfürsorge den Trä-
gern der Krankenversicherung übertragen ist, wer-
den Streitigkeiten zwischen den Beschädigten und
den Trägern der Krankenversicherung im Verfah-
ren in Sozialrechtssachen nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz entschieden;"

8. § 41 Abs. 1 Z 1 lautet:

„1. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regel-
mäßiger Schul- oder Berufsausbildung sich
noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ord-
nungsmäßigen Beendigung der Ausbildung,
längstens jedoch bis zur Vollendung des 25.
Lebensjahres. Dieser Zeitraum verlängert sich
höchstens bis zur Vollendung des 27. Lebens-
jahres, wenn die Berufsausbildung über das
25. Lebensjahr hinaus andauert, die Waise ein
ordentliches Studium betreibt und eine Stu-
diendauer im Sinne des § 2 Abs. 3 des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436,
nicht überschreitet. Überschreitungen, die
wegen Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivil-
dienstpflicht oder wegen sonstiger wichtiger
Gründe gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983 eintreten, sind
hiebei außer Betracht zu lassen;"

9. Dem § 42 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„An die Stelle der vorangeführten Beträge treten
mit Wirkung vom 1. Jänner 1981 und in der Folge
vom 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedacht-
nahme auf § 63 vervielfachten Beträge."

10. § 42 Abs. 3 lautet:

„(3) Die wegen Selbsterhaltungsunfähigkeit
gemäß § 41 Abs. 1 über das vollendete 18. Lebens-
jahr geleistete Waisenrente und die Doppelwaisen-
rente sind insoweit zu erhöhen, als das monatliche
Einkommen (§ 13) bei einfach verwaisten Waisen
den Betrag von 2 412 S und bei Doppelwaisen den
Betrag von 3 795 S nicht erreicht. An die Stelle der
vorangeführten Beträge treten mit Wirkung vom
1. Jänner 1989 und in der Folge vom 1. Jänner
eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 63
vervielfachten Beträge."

11. § 42 Abs. 4 entfällt.

12. Im § 43 Abs. 3 wird der Klammerausdruck
„(§ 42 Abs. 1 und 4)" durch den Klammerausdruck
„(§ 42 Abs. 1)" ersetzt.

13. Im §55 Abs. 1 wird der Ausdruck „Lohn-
pfändungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 51" durch den
Ausdruck „Lohnpfändungsgesetzes 1985, BGBl.
Nr. 450" ersetzt.

14. § 55 b Abs. 1 erster Satz lautet:

„Wird ein Versorgungsberechtigter auf Kosten
eines Trägers der Sozialhilfe in einem Pflege-,
Wohn- oder Altenheim, in einer Anstalt oder einem
Heim für Geisteskranke oder Süchtige oder in
einer ähnlichen Einrichtung bzw. außerhalb einer
dieser Einrichtungen im Rahmen eines Familienver-
bandes oder auf einer von einem Träger der öffent-
lichen Wohlfahrtspflege oder von einer kirchlichen
oder anderen karitativen Vereinigung geführten
Pflegestelle verpflegt, so geht für die Zeit dieser
Pflege der Anspruch auf Beschädigten(Hinterblie-
benen)rente, Schwerstbeschädigtenzulage und
Zuschuß zu den Kosten für Diätverpflegung bis zur
Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch bis zu
80 vH, wenn der Versorgungsberechtigte auf
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung für den
Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu
50 vH dieses Anspruches auf den Träger der
Sozialhilfe über."

17. Im § 63 Abs. 4 wird der Ausdruck „1. Jänner
1988" durch den Ausdruck „1. Jänner 1989"
ersetzt.

18. § 75 zweiter Satz lautet:

„Streitigkeiten über Leistungen aus der Versiche-
rung zwischen den Versicherten und den Gebiets-
krankenkassen werden im Verfahren in Sozial-
rechtssachen nach dem Arbeits- und Sozialgerichts-
gesetz entschieden."

19. § 91 b entfällt.

Artikel II
Das Heeresversorgungsgesetz, BGBl. Nr. 27/

1964, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 483/1985, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 dritter Satz lautet:

„Eine Gesundheitsschädigung, die auf einem Weg
gemäß lit. d bis k erlitten wird, ist jedoch dann
nicht als Dienstbeschädigung zu entschädigen,
wenn sie auf ein grob fahrlässiges Verhalten des
Wehrpflichtigen zurückzuführen ist."

2. Dem § 6 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Ist der Beschädigte auf die Hilfe einer anderen
Person angewiesen, so sind ihm für die Dauer einer
Kur gemäß Abs. 3 Z 2 auch die Aufenthaltskosten
für eine Begleitperson zu ersetzen, wenn die Kur in
einer Anstalt durchgeführt wird, in der kein Perso-
nal zur Verfügung steht, das die erforderliche Hilfe
leisten kann."

3. § 13 Abs. 3 lautet:

„(3) Für Streitigkeiten über Ersatzansprüche
nach diesem Bundesgesetz zwischen den Trägern
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der Krankenversicherung und dem Bund gelten
sinngemäß die Bestimmungen über das Verfahren
in Sozialrechtssachen nach § 65 Abs. 1 Z 3 des
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 104/1985; Abs. 2 bleibt unberührt."

4. § 13 Abs. 4 erster Halbsatz lautet:

„Insoweit die Leistung der Heilfürsorge den Trä-
gern der Krankenversicherung übertragen ist, wer-
den Streitigkeiten zwischen den Beschädigten und
den Trägern der Krankenversicherung im Verfah-
ren in Sozialrechtssachen nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz entschieden;"

5. § 40 Abs. 1 Z 1 lautet:

„1. wegen wissenschaftlicher oder sonstiger regel-
mäßiger Schul- oder Berufsausbildung sich
noch nicht selbst erhalten kann, bis zur ord-
nungsmäßigen Beendigung der Ausbildung,
längstens jedoch bis zur Vollendung des 25.
Lebensjahres. Dieser Zeitraum verlängert sich
höchstens bis zur Vollendung des 27. Lebens-
jahres, wenn die Berufsausbildung über das
25. Lebensjahr hinaus andauert, die Waise ein
ordentliches Studium betreibt und eine Stu-
diendauer im Sinne des § 2 Abs. 3 des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436,
nicht überschreitet. Überschreitungen, die
wegen Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivil-
dienstpflicht oder wegen sonstiger wichtiger
Gründe gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983 eintreten, sind
hiebei außer Betracht zu lassen;"

6. § 53 a zweiter Satz lautet:

„Streitigkeiten über Leistungen aus der Versiche-
rung zwischen den Versicherten und den Gebiets-
krankenkassen werden im Verfahren in Sozial-
rechtssachen nach dem Arbeits- und Sozialgerichts-
gesetz entschieden."

7. § 55 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Die Beschädigtenrenten (§ 23), die Familienzu-
schläge (§ 26), die Zuschüsse zu den Kosten für
Diätverpflegung (§ 26 b) und die Zulagen gemäß
§§ 27 bis 29 werden mit dem Monat fällig, in dem
die Voraussetzungen für die Zuerkennung erfüllt
sind, sofern der Anspruch binnen sechs Monaten
nach Eintritt des schädigenden Ereignisses bzw. der
Verehelichung oder Geburt geltend gemacht wird;
wird der Anspruch erst später geltend gemacht,
dann mit dem Antragsmonat."

8. Im § 60 Abs. 1 wird der Ausdruck „Lohnpfän-
dungsgesetzes, BGBl. Nr. 51/1955" durch den
Ausdruck „Lohnpfändungsgesetzes 1985, BGBl.
Nr. 450" ersetzt.

11. § 76 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Die Senate haben aus dem Senatsvorsitzenden
und drei Beisitzern zu bestehen."

12. § 77 Abs. 4 lautet:

„(4) Die dritten Beisitzer und die erforderlichen
Ersatzmitglieder werden vom Bundesminister für
Arbeit und Soziales unter Bedachtnahme auf die
Vorschläge der Leiter der Landesinvalidenämter
für drei Jahre bestellt."

13. Die Abs. 4 und 5 des § 77 werden als Abs. 5
und 6 bezeichnet.

14. § 87 b entfällt.

15. § 89 Abs. 6 lautet:

„(6) Zu jedem Beschluß ist Stimmenmehrheit
erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden. Bilden sich hinsichtlich
einer Summe oder des Grades der Minderung der
Erwerbsfähigkeit mehr als zwei Meinungen, so ist
die für den Versorgungswerber günstigste Stimme
der für ihn nächstgünstigeren Stimme zuzuzählen."

16. § 94 a Abs. 1 erster Satz lautet:

„Wird ein Versorgungsberechtigter auf Kosten
eines Trägers der Sozialhilfe in einem Pflege-,
Wohn- oder Altenheim, in einer Anstalt oder einem
Heim für Geisteskranke oder Süchtige oder in
einer ähnlichen Einrichtung bzw. außerhalb einer
dieser Einrichtungen im Rahmen eines Familienver-
bandes oder auf einer von einem Träger der öffent-
lichen Wohlfahrtspflege oder von einer kirchlichen
oder anderen karitativen Vereinigung geführten
Pflegestelle verpflegt, so geht für die Zeit dieser
Pflege der Anspruch auf Beschädigten(Hinterblie-
benen)rente, Schwerstbeschädigtenzulage und Zu-
schuß zu den Kosten für Diätverpflegung bis zur
Höhe der Verpflegskosten, höchstens jedoch bis zu
80 vH, wenn der Versorgungsberechtigte auf
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung für den
Unterhalt eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu
50 vH dieses Anspruches auf den Träger der
Sozialhilfe über."

Artikel III

Das Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 564/1986, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Bestimmungen der §§ 11 a, 14, 18, 19
bis 22, 32, 35 a, 46 b, 49, 51 bis 54 a, 55 a bis 59, 61,
62, 64, 91 a, 99 und 113 des Kriegsopferversor-
gungsgesetzes 1957 sind sinngemäß anzuwenden."

2. § 11 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des
Lebensunterhaltes an Inhaber einer Amtsbescheini-
gung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu leisten,
als deren Einkommen die Höhe der Unterhalts-
rente nicht erreicht. Die Unterhaltsrente beträgt
monatlich für
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a) anspruchsberechtigte Opfer 7 534 S,
b) anspruchsberechtigte Hinterblie-

bene 6 621 S,
c) anspruchsberechtigte Opfer, die

verheiratet sind oder in Lebensge-
meinschaft leben 9 485 S.

Haben beide Ehegatten (Lebensgefährten)
Anspruch auf Unterhaltsrente, gebührt Unterhalts-
rente nach lit. c nur einem Ehegatten (Lebensge-
fährten). An die Stelle der angeführten Beträge tre-
ten mit Wirkung vom 1. Jänner 1989 und in der
Folge mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden Jah-
res die unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 11 a vervielfachten Beträge."

3. § 11 Abs. 10 lautet:

„(10) Opfern im Sinne des § 1 Abs. 1 lit. d oder e
oder des Abs. 2 lit. c, die eine Unterhaltsrente
beziehen, ist auf Antrag für jedes in ihrer Versor-
gung stehende Kind (eheliches oder uneheliches
Kind, Stiefkind) bis zu dessen vollendetem
18. Lebensjahr ein monatlicher Erziehungsbeitrag
nach den Bestimmungen und im Ausmaß der in den
§§16 und 17 des Kriegsopferversorgungsgesetzes
1957 vorgesehenen Familienzulage zu gewähren.
Für die Gewährung des Erziehungsbeitrages über
das vollendete 18. Lebensjahr hinaus gilt §41 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 sinngemäß."

4. Im § 11 a Abs. 2 wird der Ausdruck „1. Jänner
1988" durch den Ausdruck „1. Jänner 1989"
ersetzt.

5. § 12 Abs. 2 vierter Satz entfällt.

6. Im § 15 Abs. 1 wird der Ausdruck „§ 11
Abs. 10 Z 1 und 2" durch den Ausdruck „§ 41 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957" ersetzt.

Artikel IV

Das Bundesgesetz über die Gewährung von Hil-
feleistungen an Opfer von Verbrechen, BGBl. Nr.
288/1972, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 543/1983, wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 6 lautet:

„(6) Kindern ist Hilfe gemäß Abs. 5 bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres zu leisten. Darüber
hinaus ist ihnen auch dann Hilfe zu leisten, wenn
sie

1. sich wegen wissenschaftlicher oder sonstiger
regelmäßiger Schul- oder Berufsausbildung
noch nicht selbst erhalten können, bis zur
ordnungsmäßigen Beendigung der Ausbil-
dung, längstens jedoch bis zur Vollendung
des 25. Lebensjahres. Dieser Zeitraum verlän-
gert sich höchstens bis zur Vollendung des 27.
Lebensjahres, wenn die Berufsausbildung über
das 25. Lebensjahr hinaus andauert, das Kind
ein ordentliches Studium betreibt und eine
Studiendauer im Sinne des § 2 Abs. 3 des Stu-

dienförderungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436,
nicht überschreitet. Überschreitungen, die
wegen Erfüllung der Wehrpflicht, der Zivil-
dienstpflicht oder wegen sonstiger wichtiger
Gründe gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des Stu-
dienförderungsgesetzes 1983 eintreten, sind
hiebei außer Betracht zu lassen;

2. infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen
dauernd außerstande sind, sich selbst den
Unterhalt zu verschaffen, sofern das Gebre-
chen vor Vollendung des 18. Lebensjahres
oder während des in Z 1 bezeichneten Zeit-
raumes eingetreten ist und solange dieser
Zustand dauert."

Artikel V

Das Invalideneinstellungsgesetz 1969, BGBl.
Nr. 22/1970, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 567/1985, wird wie folgt geändert:

§ 22 a Abs. 6 erster Satz lautet:

„Die Tätigkeitsdauer der Invalidenvertrauens-
person (Stellvertreter) beträgt vier Jahre."

Artikel VI

Übergangsbestimmungen

(1) Der Anspruch auf Familienzulage bzw. Fami-
lienzuschlag oder Waisenrente (Waisenbeihilfe) für
Personen, die am 31. Dezember 1987 als Familien-
angehörige oder als Waisen im Sinne des Kriegsop-
ferversorgungsgesetzes 1957 bzw. des Heeresver-
sorgungsgesetzes galten, nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes aber nicht mehr als Familien-
angehörige oder Waisen gelten, bleibt auch über
die Vollendung des 25. Lebensjahres hinaus auf-
recht, solange die Voraussetzungen für einen am
31. Dezember 1987 bestandenen Anspruch auf
Familienzulage bzw. Familienzuschlag oder Wai-
senrente (Waisenbeihilfe) gegeben sind.

(2) § 1 Abs. 1 des Heeresversorgungsgesetzes in
der ab 1. Jänner 1988 geltenden Fassung ist auch
auf Versorgungsansprüche anzuwenden, die vor
dem 1. Jänner 1988 geltend gemacht worden sind.

(3) Die Schiedskommission ist durch die Neube-
stellung der dritten Beisitzer und der erforderlichen
Ersatzmitglieder (§ 77 Abs. 4 des Heeresversor-
gungsgesetzes) für den Rest der Funktionsdauer zu
ergänzen.

(4) Die Ansprüche auf Erziehungsbeitrag, Hin-
terbliebenenrente und Hinterbliebenenbeihilfe für
Personen, die am 31. Dezember 1987 als Kinder im
Sinne des § 11 Abs. 10 des Opferfürsorgegesetzes
bzw. als Waisen im Sinne des § 41 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 in Verbindung mit § 11
Abs. 4 des Opferfürsorgegesetzes galten, nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aber nicht
mehr als Kinder im Sinne des § 11 Abs. 10 des
Opferfürsorgegesetzes bzw. als Waisen im Sinne
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des §41 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957
in Verbindung mit § 11 Abs. 4 des Opferfürsorge-
gesetzes gelten, bleiben auch über die Vollendung
des 18. bzw. des 25. Lebensjahres hinaus aufrecht",
solange die Voraussetzungen für einen am
31. Dezember 1987 bestandenen Anspruch auf
Erziehungsbeitrag bzw. Hinterbliebenenrente oder
Hinterbliebenenbeihilfe gegeben sind.

(5) Der Anspruch auf Hilfe für Personen, die am
31. Dezember 1987 als Kinder im Sinne des Bun-
desgesetzes über die Gewährung von Hilfeleistun-
gen an Opfer von Verbrechen galten, nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aber nicht
mehr als Kinder gelten, bleibt auch über die Vollen-
dung des 25. Lebensjahres hinaus aufrecht, solange
die Voraussetzungen für einen am 31. Dezember
1987 bestandenen Anspruch auf Hilfe gegeben
sind.

(6) Art. V gilt auch für die Funktionsperiode der
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgeset-
zes gewählten Invalidenvertrauenspersonen (Stell-
vertreter). Art. III Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 394/1986, mit dem das Arbeitsverfassungsge-
setz geändert wird, ist sinngemäß anzuwenden.

Artikel VII

Schlußbestimmungen

(1) Abweichend von den Bestimmungen der
§§ 11 Abs. 4, 12 Abs. 2 letzter Satz, 13 Abs. 8, 14
Abs. 2, 16 Abs. 1 letzter Satz, 18 Abs. 4 zweiter
Satz, 20 letzter Satz, 42 Abs. 1 zweiter Satz, 46
Abs. 5, 46 b Abs. 2, 47 Abs. 2 letzter Satz, 56 Abs. 4
letzter Satz, 63 Abs. 2 bis 6, 74 Abs. 2 zweiter Satz
und des Abschnittes VII Abs. 1 Z 5 der Anlage zu
§ 32 des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 ist
die Anpassung von Versorgungsleistungen, Ein-
kommensbeträgen und Versicherungsbeiträgen in
der Kriegsopferversorgung im Jahr 1988 mit Wirk-
samkeit ab 1. Juli 1988 vorzunehmen.

(2) Abweichend von den Bestimmungen der
§§ 25 Abs. 7, 46 b Abs. 2 und 5 sowie 53 Abs. 2
zweiter Satz des Heeresversorgungsgesetzes ist die
Anpassung von Versorgungsleistungen, Einkom-
mensbeträgen und Versicherungsbeiträgen in der
Heeresversorgung im Jahr 1988 mit Wirksamkeit
ab 1. Juli 1988 vorzunehmen.

(3) Abweichend von den Bestimmungen der
§§ 11 Abs. 2 letzter Satz, 11 a Abs. 1 und 2 sowie
12 a Abs. 1 letzter Satz des Opferfürsorgegesetzes
ist die Anpassung der Zulage gemäß § 11 Abs. 2
und des Sterbegeldes im Jahr 1988 mit Wirksamkeit
ab 1. Juli 1988 vorzunehmen.

Artikel VIII

Inkrafttreten

(1) Art. II Z 11, 12, 13 und 15 dieses Bundesge-
setzes treten mit 1. Juli 1988 in Kraft. Art. V dieses

Bundesgesetzes tritt, soweit nicht ein Beschluß des
Betriebsrates gemäß Art. III Abs. 3 des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 394/1986, mit dem das Arbeits-
verfassungsgesetz geändert wird, vorliegt, mit 1.
Jänner 1987 in Kraft.

(2) Alle übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes treten mit 1. Jänner 1988 in Kraft.

Artikel IX

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Arbeit und Soziales betraut.

Waldheim

Vranitzky

615. Bundesgesetz vom 25. November 1987,
mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz

1977 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert mit dem Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 290/1987, wird wie folgt geän-
dert:

1. a) § 1 Abs. 2 lit. a und b lautet:

„a) Personen, die die allgemeine Schulpflicht
noch nicht beendet haben, sowie Personen,
die der allgemeinen Schulpflicht nicht unter-
liegen oder von ihr befreit sind, bis zum
1. Juli des Kalenderjahres, in dem sie das
15. Lebensjahr vollenden;

b) Dienstnehmer, die in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis zum Bund, zu einem
Land, einem Gemeindeverband oder einer
Gemeinde sowie zu einem von diesen Kör-
perschaften verwalteten Betrieb, einer sol-
chen Unternehmung, Anstalt, Stiftung oder
einem solchen Fonds stehen, sofern sie
gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 und 4 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes von der Vollver-
sicherung nach § 4 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes ausgenommen sind."

b) § 1 Abs. 2 lit. d lautet:

„d) Personen, die nach § 2 Abs. 1 Z 2 des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 559/1978, pflichtversichert sind."

c) Dem § 1 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Steht auf Grund eines arbeitslosenversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses Kün-
digungsentschädigung zu, so endet die Arbeitslo-
senversicherungspflicht erst mit Ablauf des Zeitrau-
mes, für den Kündigungsentschädigung gebührt."
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2. § 10 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Ausschluß vom Bezug des Arbeitslosen-
geldes ist in berücksichtigungswürdigen Fällen, wie
zB Aufnahme einer anderen Beschäftigung, ganz
oder teilweise nachzusehen. Vor dieser Nachsicht
sowie vor Erlassung einer Entscheidung gemäß
Abs. 1 ist der Vermittlungsausschuß des Arbeitsam-
tes anzuhören."

3. a) § 12 Abs. 3 lit. e lautet:

„e) wer eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf
behördliche Anordnung in anderer Weise
angehalten wird."

b) §12 Abs. 6 lit. blautet:

„b) wer einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb
bewirtschaftet, dessen nach den jeweils gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften festgestell-
ter Einheitswert 54000 S nicht übersteigt;"

c) § 12 Abs. 6 lit. c lautet:

„c) wer auf andere Art selbständig erwerbstätig
ist und daraus ein nach Maßgabe des Abs. 9
festgestelltes Einkommen erzielt, das die im
§ 5 Abs. 2 lit. a bis c des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes angeführten Beträge
nicht übersteigt."

d) Dem § 12 wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) Das Einkommen aus selbständiger Erwerbs-
tätigkeit wird auf Grund des Einkommensteuerbe-
scheides für das Kalenderjahr, in dem Arbeitslosen-
geld bezogen wird, festgestellt, wobei dem Einkom-
men nach § 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes
1972, BGBl. Nr. 440, in der jeweils geltenden Fas-
sung, unter Außerachtlassung von Einkünften aus
nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG 1972) die im
Einkommensteuerbescheid angeführten Freibeträge
und Sonderausgaben sowie die Beträge nach den
§§ 8, 9, 10, 11 und 122 EStG 1972 hinzuzurechnen
sind. Der Leistungsbezieher ist verpflichtet, den
Einkommensteuerbescheid für das Kalenderjahr, in
dem Arbeitslosengeld bezogen wurde, binnen zwei
Wochen nach Erlassung dem zuständigen Arbeits-
amt vorzulegen. Bis zur Erlassung und Vorlage des
Bescheides ist die Frage der Arbeitslosigkeit insbe-
sondere auf Grund einer eidesstattlichen Erklärung
des Arbeitslosen über die Höhe seines Bruttoein-
kommens, einer allenfalls bereits erfolgten Einkom-
mensteuererklärung bzw. eines Einkommensteuer-
bescheides aus einem früheren Jahr vorzunehmen.
Des weiteren hat der Arbeitslose schriftlich seine
Zustimmung zur Einholung von Auskünften beim
Finanzamt zu erteilen. Für die von den Finanzäm-
tern erteilten Auskünfte gilt die abgabenrechtliche
Geheimhaltepflicht des § 48 a der Bundesabgaben-
ordnung, BGBl. Nr. 194/1961, sinngemäß. Lehnt
der Arbeitslose die Abgabe der eidesstattlichen
Erklärung bzw. der Zustimmungserklärung ab, ist
ein geringfügiges Einkommen nicht anzunehmen."

4. Im § 14 Abs. 4 lit. c wird der Ausdruck „des
Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957" durch
den Ausdruck „des Mutterschutzgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 221", ersetzt.

5. a) §15 Abs. 1 Z l lit. b lautet:

„b) arbeitsuchend beim Arbeitsamt gemeldet
gewesen ist oder Sondernotstandshilfe (§ 39)
bezogen hat;"

b) § 15 Abs. 1 Z 1 lit. e lautet:

„e) sich einer Ausbildung oder einer beruflichen
Maßnahme der Rehabilitation unterzogen
hat, durch die er überwiegend in Anspruch
genommen wurde;"

c) Im § 15 Abs. 1 Z 1 lit. h wird der Ausdruck
„des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957,"
durch den Ausdruck „des Mutterschutzgesetzes
1979" ersetzt.

d) § 15 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im
Ausland beschäftigt gewesen ist sowie um
Zeiträume, in denen der Arbeitslose in einem
Staat, mit dem zwischenstaatliche Regelungen
über Arbeitslosenversicherung getroffen wur-
den, eine dem Krankengeld oder Wochengeld
entsprechende Leistung bezogen hat."

6. a) § 16 Abs. 1 lit. e lautet:

„e) der Verbüßung einer Freiheitsstrafe sowie
während einer anderweitigen auf behördli-
cher Anordnung beruhenden Anhaltung,"

b) Im § 16 Abs. 1 ist am Ende der lit. k der Punkt
durch einen Beistrich zu ersetzen und folgende lit. 1
anzufügen:

„1) des Zeitraumes, für den Urlaubsentschädi-
gung oder Urlaubsabfindung im Zeitpunkt
der Auflösung des Beschäftigungsverhältnis-
ses oder nach den Bestimmungen des Bauar-
beiter-Urlaubsgesetzes 1972 zu einem späte-
ren Zeitpunkt gebührt bzw. gewährt wird,
nach Maßgabe des Abs. 4."

c) § 16 Abs. 3 lautet:

„(3) Auf Antrag des Arbeitslosen ist das Ruhen
des Arbeitslosengeldes gemäß Abs. 1 lit. g bei Vor-
liegen von berücksichtigungswürdigen Umständen
nach Anhörung des Vermittlungsausschusses des
Arbeitsamtes für höchstens vier Wochen während
eines Leistungsanspruches (§ 18) nachzusehen.
Berücksichtigungswürdige Umstände sind Um-
stände, die im Interesse der Beendigung der
Arbeitslosigkeit gelegen sind, insbesondere wenn
sich der Arbeitslose ins Ausland begibt, um nach-
weislich einen Arbeitsplatz zu suchen oder um sich
nachweislich beim Arbeitgeber vorzustellen, oder
Umstände, die auf zwingenden familiären Gründen
beruhen."
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d) Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Gebührt Urlaubsentschädigung oder
Urlaubsabfindung im Zeitpunkt der Auflösung des
Beschäftigungsverhältnisses, beginnt der Ruhens-
zeitraum mit dem Ende des anspruchsbegründen-
den Beschäftigungsverhältnisses, besteht jedoch
auch Anspruch auf Kündigungsentschädigung mit
dem Ende des Zeitraumes, für den Kündigungsent-
schädigung gebührt. Ist der Anspruch auf Urlaubs-
entschädigung oder Urlaubsabfindung strittig oder
wird Urlaubsentschädigung oder Urlaubsabfindung
aus sonstigen Gründen (zB Konkurs des Arbeitge-
bers) nicht bezahlt, so ist Abs. 2 sinngemäß anzu-
wenden. Wird hingegen Urlaubsabfindung nach
dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 gewährt,
beginnt der Ruhenszeitraum mit dem 8. Tag, der
auf die Zahlbarstellung durch die Urlaubskasse der
Arbeiter in der Bauwirtschaft folgt. Ansprüche auf
Tagesteile bleiben immer außer Betracht."

7. a) § 20 Abs. 3 lautet:

„(3) Für eine zuschlagsberechtigte Person ist der
Familienzuschlag nur einmal zu gewähren. Tragen
mehr als ein Arbeitsloser zum Unterhalt dieser Per-
son tatsächlich wesentlich bei, so gebührt der Fami-
lienzuschlag jenem Arbeitslosen, in dessen Haus-
halt die zuschlagsberechtigte Person wohnt bzw.
jenem Arbeitslosen, der die zuschlagsberechtigte
Person überwiegend betreut."

b) § 20 Abs. 4 zweiter Satz lautet:

„Dieser Betrag ist mit Wirkung vom 1. Jänner eines
jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor des Kalen-
derjahres (§ 108 f ASVG) zu vervielfachen."

8. Dem § 21 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunter-
haltes (§ 20 Abs. 2 lit. c des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes) ist zur Lohnklassenberechnung
nicht heranzuziehen, wenn ein Entgelt aus vorher-
gehender Beschäftigung vorliegt, das eine Bemes-
sung nach Abs. 1 ermöglicht und das höher als das
für die Bemessung der Beihilfe herangezogene
Bruttoentgelt ist. Liegt kein solches Entgelt vor, so
ist die Beihilfe einem Nettoentgelt gleichzuhalten
und der Lohnklassenberechnung ein diesem Netto-
entgelt entsprechendes Bruttoentgelt zugrunde zu
legen."

9. Dem § 23 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Ruht die Bevorschussung von Leistungen
aus der Pensionsversicherung gemäß § 16 Abs. 1
lit. e, so gebührt den zuschlagsberechtigten Perso-
nen im Sinne des § 20 Abs. 2, die sich im Inland
aufhalten und zu deren Unterhalt der Anspruchsbe-
rechtigte tatsächlich wesentlich beigetragen hat,
eine Leistung in der Höhe der halben ruhenden
Bevorschussung mit Ausnahme allfälliger Familien-
zuschläge. Zu dieser Leistung gebühren allfällige
Familienzuschläge. Der Anspruch steht in folgen-
der Reihenfolge zu: Ehegatte (Lebensgefährte),

Kinder (Stiefkinder, Wahlkinder, Pflegekinder),
Eltern, Enkel, Großeltern. § 89 Abs. 6 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes gilt sinngemäß.
Abs. 2 findet Anwendung."

10. a) Dem § 25 Abs. 1 wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Der Empfänger des Arbeitslosengeldes (der Not-
standshüfe) ist auch zum Ersatz des unberechtigt
Empfangenen zu verpflichten, wenn sich auf Grund
seines bzw. seines Angehörigen nachträglich vorge-
legten Einkommensteuerbescheides ergibt, daß
gemäß § 12 Abs. 6 lit. c bzw. § 36 Abs. 3 lit. A lit. f
und lit. B lit. d das Arbeitslosengeld (die Notstands-
hilfe) nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte."

b) Dem § 25 werden folgende Abs. 4 bis 6 ange-
fügt:

„(4) Werden Rückforderungen gestundet oder
Raten bewilligt, so sind keine Stundungszinsen aus-
zubedingen.

(5) Eine Verpflichtung zum Ersatz des unberech-
tigt Empfangenen oder eine Verfügung zur Nach-
zahlung ist für Zeiträume unzulässig, die länger als
fünf Jahre, gerechnet ab Kenntnis des maßgebli-
chen Sachverhaltes durch das Arbeitsamt, zurück-
liegen. Der Zeitraum von fünf Jahren verlängert
sich um Zeiten, in denen ein gerichtliches oder
behördliches Verfahren anhängig war, das die
Frage des Anspruches unmittelbar oder mittelbar
betroffen hat.

(6) Abs. 3 gilt auch für Forderungen auf Ersatz
unberechtigt bezogener Beihilfen gemäß § 19
Abs. 1 in Verbindung mit § 20 des Arbeitsmarktför-
derungsgesetzes."

11. a) Im § 26 Abs. 1 Z 1 lit. b wird der Ausdruck
„des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957,"
durch den Ausdruck „des Mutterschutzgesetzes
1979" ersetzt.

b) Im § 26 Abs. 1 Z 2 wird folgende neue lit. b
eingefügt:

„b) die binnen sechs Wochen nach dem Ende des
Bezuges von Karenzurlaubsgeld neuerlich
Wochengeld beziehen, nach Erschöpfung
ihres Anspruches auf Wochengeld, sofern die
Voraussetzungen der Z 1 lit. c gegeben sind,
oder"

c) Die bisherigen lit. b und c des § 26 Abs. 1 Z 2
erhalten die Bezeichnung lit. c und d.

d) Im neuen § 26 Abs. 1 Z 2 lit. c wird der Aus-
druck „§§ 26 und 27" durch den Ausdruck „§§ 29
und 30" ersetzt.

e) § 26 Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. Frauen, die allein oder mit ihrem Ehegatten
ein Kind, welches das erste Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, an Kindes Statt angenommen oder in
der Absicht, dieses Kind an Kindes Statt anzuneh-
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men, in unentgeltliche Pflege genommen haben, die
Anwartschaft erfüllen, mit dem Kind im selben
Haushalt leben und dieses überwiegend selbst pfle-
gen. Die Voraussetzung der Anwartschaft entfällt,
wenn die Frau ein weiteres Kind während des Be-
zuges von Karenzurlaubsgeld oder binnen sechs
Wochen nach dem Ende eines Bezuges von Ka-
renzurlaubsgeld an Kindes Statt angenommen oder
in der Absicht, dieses Kind an Kindes Statt anzu-
nehmen, in unentgeltliche Pflege genommen hat.
Im übrigen gelten Abs. 2 bis 4 und §§ 27 bis 32
sinngemäß."

f) §26 Abs. 4 lit. c lautet:

„c) einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb
bewirtschaften, dessen nach den jeweils gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften festgestell-
ter Einheitswert 54000 S nicht übersteigt;"

12. § 29 lautet:

„§ 29. (1) § 16 Abs. 1 lit. a, b, c, e, f und j (Ruhen
des Arbeitslosengeldes) sowie § 24 und § 25 (Ein-
stellung und Berichtigung des Arbeitslosengeldes)
sind sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld ruht
während des Aufenthaltes im Ausland, soweit der
Auslandsaufenthalt zwei Monate während eines
Karenzurlaubsgeldanspruches (§ 31) überschreitet.
Das Arbeitsamt kann jedoch auf Antrag der Mutter
das Ruhen des Karenzurlaubsgeldes wegen Aus-
landsaufenthalt nach Anhörung des zuständigen
Vermittlungsausschusses aus berücksichtigungs-
würdigen Gründen nachsehen.

(3) Abs. 2 findet auf österreichische Staatsbürge-
rinnen, die im Ausland beschäftigt und nach diesem
Bundesgesetz arbeitslosenversichert waren, keine
Anwendung, sofern sie sich während des Karenzur-
laubsgeldbezuges im Ausland aufhalten. Zuständig
im Sinne des § 44 ist in diesen Fällen das Arbeits-
amt Versicherungsdienste in Wien."

13. Im § 32 wird der Ausdruck „mit der Richt-
zahl dieses Kalenderjahres (§ 108 a ASVG)" durch
den Ausdruck „mit dem Anpassungsfaktor dieses
Kalenderjahres (§ 108 f ASVG)" ersetzt.

14. Im §35 wird der Ausdruck „26 Wochen"
durch den Ausdruck „39 Wochen" ersetzt.

15. a) § 36 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„In diesen Richtlinien kann das Ausmaß insbeson-
dere nach Familienstand, Sorgepflichten, Alter des
Arbeitslosen und Dauer der Arbeitslosigkeit abge-
stuft werden."

b) Im § 36 Abs. 1 wird der Ausdruck „mit der
Richtzahl des betreffenden Kalenderjahres (§ 108 a
ASVG)" durch den Ausdruck „mit dem Anpas-
sungsfaktor des betreffenden Kalenderjahres
(§ 108 f ASVG)" und der Ausdruck „§ 21 Abs. 6"
durch den Ausdruck „§ 21 Abs. 5" ersetzt.

c) § 36 Abs. 2 letzter Satz lautet:

„Als Einkommen gelten insbesondere auch Kran-
kengeld und Wochengeld nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, Beihilfen zur Deckung
des Lebensunterhaltes nach dem Arbeitsmarktför-
derungsgesetz, Leistungen nach diesem Bundesge-
setz sowie gleichartige Leistungen; bei der Anrech-
nung von Notstandshilfe auf Notstandshilfe ist
sicherzustellen, daß die Anrechnung nicht wechsel-
seitig erfolgt."

d) § 36 Abs. 3 lit. A lit. d lautet:

„d) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist
§ 140 Abs. 5 bis 8 und 12 des Bauern-Sozial-
versicherungsgesetzes sinngemäß anzuwen-
den."

e) Dem § 36 Abs. 3 lit. A wird folgende lit. f
angefügt:

„f) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einer selbständigen Erwerbstätigkeit — aus-
genommen einem Einkommen aus einem
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb — ist § 12
Abs. 9 sinngemäß anzuwenden."

f) § 36 Abs. 3 lit. B lit. a letzter Satz lautet:

„Für die Anrechnung von Einkommen nach Abs. 2
letzter Satz kann festgelegt werden, daß die Not-
standshilfe in der Höhe eines bestimmten Betrages
frei bleibt."

g) § 36 Abs. 3 lit. B lit. b lautet:

„b) Bei der Ermittlung des Einkommens aus
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist
§ 140 Abs. 5 bis 8 und 12 des Bauern-Sozial-
versicherungsgesetzes sinngemäß anzuwen-
den."

h) § 36 Abs. 3 lit. B lit. c lautet:

„c) Ist seit Erschöpfung des Anspruches auf
Arbeitslosengeld oder Karenzurlaubsgeld ein
längerer Zeitraum verstrichen, so kann unbe-
schadet Abs. 2 für die Beurteilung der Not-
lage bzw. für das Ausmaß der Notstandshilfe
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen
und sozialen Verhältnisse ein bestimmter
Grenzbetrag des Familieneinkommens festge-
setzt werden, der durch die Summe von Ein-
kommen des Ehegatten bzw. der Ehegattin
(des Lebensgefährten bzw. der Lebensgefähr-
tin), der Notstandshilfe und allfälliger eige-
ner Einkommen des Arbeitslosen nicht über-
schritten werden darf."

i) § 36 Abs. 3 lit. B lit. d lautet:

„d) Bei der Ermittlung des Einkommens einer
selbständigen Erwerbstätigkeit — ausgenom-
men einem Einkommen aus einem
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb — ist § 12
Abs. 9 sinngemäß anzuwenden. Lehnt der



230. Stück — Ausgegeben am 23. Dezember 1987 — Nr. 615 4059

selbständig erwerbstätige Angehörige die
Abgabe der eidesstattlichen Erklärung bzw.
der Zustimmungserklärung zur Einholung
von Auskünften beim Finanzamt ab, so
besteht kein Anspruch auf Notstandshilfe des
Arbeitslosen."

16. a) §39 Abs. 3 lautet:

„(3) Mütter, die mit dem Vater ihres unehelichen
Kindes nicht verheiratet, jedoch an der gleichen
Adresse angemeldet sind oder anzumelden wären,
erhalten Sondernotstandshilfe, wenn der Vater des
unehelichen Kindes kein oder ein geringes Einkom-
men hat. Der Vater des unehelichen Kindes ist hie-
bei einem Lebensgefährten gleichzuhalten."

b) Dem § 39 werden folgende Absätze angefügt:

„(4) Im übrigen sind die Bestimmungen über die
Notstandshilfe, soweit im Folgenden nicht anderes
bestimmt ist, sinngemäß anzuwenden. Hinsichtlich
des Ruhens der Sondernotstandshilfe gilt § 29 sinn-
gemäß.

(5) Arbeitslosigkeit ist auch während der Zeit
eines Urlaubes gegen Entfall der Bezüge anzuneh-
men."

17. a) Dem § 46 Abs. 1 ist folgender Satz anzufü-
gen:

„Die Abgabe des Antrages kann auch durch einen
Vertreter erfolgen, wenn der Arbeitslose aus zwin-
genden Gründen, wie Arbeitsaufnahme oder
Krankheit, verhindert ist, den Antrag persönlich
abzugeben."

b) § 46 Abs. 3 lautet:

„(3) Abweichend von Abs. 1 gilt:
1. Hat der Arbeitslose zwecks Geltendmachung

von Arbeitslosengeld bei einem Arbeitsamt
vorgesprochen und stellt sich später heraus,
daß hiefür nicht dieses, sondern ein anderes
Arbeitsamt zuständig ist, so gilt als Tag der
Geltendmachung der Tag der Vorsprache
beim erstgenannten Arbeitsamt, sofern der
Arbeitslose seinen Antrag binnen angemesse-
ner Frist bei dem an sich zuständigen Arbeits-
amt einbringt.

2. Hat der Arbeitslose zwecks Geltendmachung
von Arbeitslosengeld bei einem Amtstag des
Arbeitsamtes vorgesprochen, so gebührt das
Arbeitslosengeld bei Erfüllung der sonstigen
Voraussetzungen ab dem ersten Tag der
Arbeitslosigkeit, sofern die Vorsprache an
dem auf den Eintritt der Arbeitslosigkeit
nächstfolgenden Amtstag erfolgt ist.

3. Hat der Arbeitslose seinen Wohnsitz (Aufent-
haltsort) nach Eintritt der Arbeitslosigkeit in
den Zuständigkeitsbereich eines anderen
Arbeitsamtes verlegt, so gebührt das Arbeits-
losengeld bei Erfüllung der sonstigen Voraus-
setzungen ab dem ersten Tag der Arbeitslosig-
keit, sofern der Arbeitslose binnen angemesse-

ner Frist bei dem nunmehr zuständigen
Arbeitsamt zwecks Geltendmachung des
Arbeitslosengeldes vorspricht."

c) Der bisherige § 46 Abs. 3 wird zu § 46 Abs. 4.

18. Dem § 49 Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

j,Vor Erlassung einer Entscheidung ist der Vermitt-
lungsausschuß des Arbeitsamtes anzuhören."

19. Dem § 51 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) In besonders berücksichtigungswürdigen
Fällen, wie zB im Falle einer besonderen finanziel-
len Notlage oder einer Rückbuchung, kann das
Arbeitsamt eine Barauszahlung unter Bedacht-
nahme auf die vorliegenden Anspruchstage vorneh-
men. Dies kann auch vor Zuerkennung des Anspru-
ches erfolgen, sofern mit dieser gerechnet werden
kann. Eine wiederholte Barauszahlung ist jedoch
nicht vorzunehmen, wenn sie in der Absicht
begehrt wird, die im Abs. 2 festgelegte monatliche
Auszahlung zu umgehen."

20. Dem § 58 wird folgender Satz angefügt:

„Der Antrag auf Karenzurlaubsgeld (§ 46) kann
auch durch einen Vertreter eingebracht werden."

21. §63 Abs. 2 lautet:

„(2) Soweit die Träger der Krankenversiche-
rung, ausgenommen die Betriebskrankenkassen, an
der Durchführung der Arbeitslosenversicherung
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz mit-
wirken, erhalten sie zur Abgeltung der ihnen dar-
aus erwachsenden Kosten eine Vergütung aus den
Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung in der
Höhe eines Hundertsatzes der abgeführten Bei-
träge. Das Nähere wird in der Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales zu § 82
Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes geregelt. Dabei ist die Höhe des Hundertsatzes
unter Zugrundelegung der Kostenrechnung festzu-
setzen."

22. Im § 64 Abs. 2 zweiter Satz ist der Ausdruck
„Abs. 4 und 5" durch den Ausdruck „Abs. 6 und 7"
zu ersetzen.

23. § 68 lautet:

„§ 68. Die Ansprüche auf Leistungen nach die-
sem Bundesgesetz können nur zur Deckung gesetz-
licher Unterhaltsansprüche gegen den Anspruchs-
berechtigten mit der Maßgabe, daß § 6 des Lohn-
pfändungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 450, sinngemäß
anzuwenden ist, rechtswirksam übertragen, ver-
pfändet oder gepfändet werden."

24. a) § 76 erhält die Bezeichnung § 76 Abs. 1.

b) § 76 Abs. 2 lautet:

„(2) Ist ein »Arbeitsamt Versicherungsdienste'
eingerichtet, so hat die Anhörung jenes Vermitt-
lungsausschusses zu erfolgen, der bei dem nach
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dem Wohnsitz (Aufenthaltsort), bzw. der berufli-
chen Tätigkeit oder bestimmten herangezogenen
Merkmalen des Arbeitslosen zuständigen Arbeits-
amt besteht."

25. Nach § 76 wird folgender § 76 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Anhörungsrecht

§ 76 a. Die gesetzlichen Interessenvertretungen
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber sind vor Erlas-
sung von grundsätzlichen Durchführungserlässen
zu diesem Bundesgesetz anzuhören."

Artikel II

Abweichend von § 60 Abs. 2 lit. b des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes 1977 beträgt für das Jahr
1987 der Beitrag des Ausgleichsfonds für Familien-
beihilfen 75 vH des Gesamtaufwandes (Barleistung
einschließlich der hierauf entfallenden Krankenver-
sicherungsbeiträge) für Karenzurlaubsgeld.

Artikel III

(1) Artikel I dieses Bundesgesetzes tritt, mit Aus-
nahme des Art. I Z l lit. c und Z 15 lit. h, mit
1. Jänner 1988 in Kraft. Art. I Z l lit. c tritt mit
Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1988, Art. I
Z 15 lit. h tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft.

(2) Art. I Z 6 lit. b und d findet auf jene Fälle
Anwendung, in denen der Ruhenszeitraum nach
dem 31. Dezember 1987 beginnt.

(3) Der bisherige § 36 Abs. 3 lit. B lit. c des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, der durch
Art. I Z 15 lit. h abgeändert wird, ist weiterhin auf
alle Fälle anzuwenden, in denen der Anspruch auf
Arbeitslosengeld und Karenzurlaubsgeld vor dem
1. Juli 1988 erschöpft wurde.

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits ab dem seiner Kundmachung
folgenden Tag erlassen werden.

(5) Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Umwelt,
Jugend und Familie, mit der Vollziehung der übri-
gen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit
und Soziales betraut.

Waldheim

Vranitzky

6 1 6 . Bundesgesetz vom 25. November 1987,
mit dem das Arbeitsmarktförderungsgesetz,
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das
Bauern-Sozialversicherungsgesetz und das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 638/1982 geändert

werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 78/1987, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 23 wird folgender § 23 a samt Über-
schrift eingefügt:

„Pfändungs- und Verfügungsbeschränkungen

§ 23 a. (1) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 20 sind, soweit Abs. 2 nicht anderes
bestimmt, unpfändbar.

(2) Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 lit. b in Verbin-
dung mit § 20 Abs. 2 lit. c können nur zur Deckung
gesetzlicher Unterhaltsansprüche gegen den
Anspruchsberechtigten mit der Maßgabe, daß § 6
des Lohnpfändungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 450,
sinngemäß anzuwenden ist, rechtswirksam übertra-
gen, verpfändet oder gepfändet werden."

2. In den §§ 24 Abs. 1, 34 Abs. 1 und 39 Abs. 2
tritt an die Stelle des Betrages von „500000 S"
jeweils der Betrag von „1000000 S".

3. § 24 Abs. 2 lautet:

„(2) Das Landesarbeitsamt kann nach Anhörung
des Verwaltungsausschusses seine Befugnis zur
Gewährung von Beihilfen für Maßnahmen gemäß
§ 19 Abs. 1 hinsichtlich aller oder bestimmter, nach
allgemeinen Kriterien umschriebener Beihilfenarten
zur Gänze oder bis zu einer betragsmäßig festge-
legten Höhe den Arbeitsämtern übertragen, sofern
diese Übertragung zur Erfüllung der im § 1 Abs. 1
gestellten Aufgaben zweckmäßig ist. Die Übertra-
gung ist in den Amtlichen Nachrichten des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales kundzuma-
chen."

4. Dem § 24 werden folgende Abs. 4 und 5 ange-
fügt:

„(4) Forderungen auf Ersatz unberechtigt bezo-
gener Beihilfen gemäß § 19 Abs. 1 in Verbindung
mit § 20 oder unberechtigt bezogener Leistungen
nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, können auf gemäß § 19 Abs. 1 in
Verbindung mit § 20 gewährte Beihilfen mit der
Maßgabe aufgerechnet werden, daß dem Beihilfen-
bezieher die Hälfte der Beihilfe frei bleiben muß.
Anläßlich von Rückforderungen können Ratenzah-
lungen gewährt werden, wenn auf Grund der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Schuldners die Her-
einbringung der Forderung in einem Betrag nicht
möglich ist. Die Höhe der Raten ist unter Berück-
sichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse des
Schuldners festzusetzen.

(5) Werden Rückforderungen gestundet oder
Raten bewilligt, so sind keine Stundungszinsen aus-
zubedingen."
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5. § 25 Abs. 1 samt Überschrift lautet:

„Sozialversicherung der Beihilfenbezieher

§ 25. (1) Personen, die eine Beihilfe gemäß § 20
Abs. 2 lit. c beziehen, sind, soweit die Abs. 2 bis 4
nicht anderes bestimmen, in der Arbeitslosen-,
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung
pflichtversichert. Für diese Versicherungen gelten,
soweit die §§ 25 a bis 25 c nicht anderes bestimmen,
die Vorschriften des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes 1977 und des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes über die gesetzliche Kranken-,
Unfall- und Pensionsversicherung für Pflichtversi-
cherte."

6. Im § 25 Abs. 3 wird der Ausdruck „Arbeitslo-
senversicherungsgesetz 1958" durch „Arbeitslosen-
versicherungsgesetz 1977" ersetzt. Folgender Satz
wird angefügt: „Sie unterliegen hinsichtlich des
Beihilfenbezuges nicht den Bestimmungen des
Abs. 1"

7. Nach § 25 werden die folgenden §§ 25 a bis
25 c eingefügt:

„§ 25 a. (1) Der Beitrag zur Arbeitslosen-, Kran-
ken-, Unfall- und Pensionsversicherung für nach
§ 25 Abs. 1 Versicherte ist mit dem Hundertsatz
der allgemeinen Beitragsgrundlage zu bemessen,
wie er jeweils für Dienstnehmer festgesetzt ist, die
der Pensionsversicherung der Arbeiter zugehören.

(2) Als allgemeine Beitragsgrundlage für nach
§ 25 Abs. 1 Versicherte gilt für die Krankenversi-
cherung der doppelte Betrag und für die übrigen
Pflichtversicherungen der einfache Betrag der Bei-
hilfe.

(3) Das Krankengeld für nach § 25 Abs. 1 Versi-
cherte gebührt in der Höhe der letzten Beihilfe
gemäß § 20 Abs. 2 lit. c. Als Wochengeld gebührt
ein Betrag in der Höhe der um 80 vH erhöhten Bei-
hilfe.

(4) Personen, die während des Bezuges einer
Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c erkranken,
gebührt, wenn sie auf Grund der für die Kranken-
versicherung maßgebenden Bestimmungen in den
ersten drei Tagen der Erkrankung kein Kranken-
geld erhalten oder sich in Anstaltspflege befinden
und für Angehörige zu sorgen haben, jedoch kein
Familiengeld erhalten, für diese Zeit die bisher
bezogene Beihilfe.

(5) Wenn Ansprüche auf Leistungen der Kran-
kenversicherung davon abhängen, ob der Lei-
stungsbezieher seinen Angehörigen aus seinem Ent-
gelt Unterhalt geleistet hat, gilt die Beihilfe gemäß
§ 20 Abs. 2 lit. c als Entgelt.

§ 25 b. (1) Die Bestimmungen des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes über die Krankenversi-
cherung beim Ausscheiden aus einer durch eine
Beschäftigung begründeten Pflichtversicherung
und anschließender Erwerbslosigkeit sind auf Per-

sonen, deren Beihilfenbezug endet, anzuwenden;
der Anspruch der aus dem Beihilfenbezug ausge-
schiedenen Personen auf die Pflichtleistungen der
Krankenversicherungen durch eine Selbstversiche-
rung (Abs. 2) bleibt unberührt.

(2) Personen, die vor dem Beihilfenbezug kran-
kenversichert waren, können nach dessen Ende die
frühere Krankenversicherung freiwillig fortsetzen.
Hiefür gelten die Bestimmungen des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes über die Selbstversi-
cherung in der Krankenversicherung.

§ 25 c. (1) Die Beiträge zur Pflichtversicherung
von Beihilfenbeziehern gemäß § 25 Abs. 1 werden
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung bestritten.

(2) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fami-
lienbeihilfen wird den Trägern der gesetzlichen
Krankenversicherung 50 vH der Aufwendungen
für das Wochengeld ersetzt (§ 39 a des Familienla-
stenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376).

(3) Meldungen, die nach den Vorschriften der
gesetzlichen Krankenversicherung dem Dienstge-
ber obliegen, haben die Dienststellen der Arbeits-
marktverwaltung zu erstatten. Der Bundesminister
für Arbeit und Soziales kann durch Verordnung
Bestimmungen über die Vereinfachung des Melde-
wesens und über die Art der Entrichtung der Bei-
träge zur Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall- und
Pensionsversicherung erlassen."

8. Im § 29 Abs. 2 lit. b tritt an die Stelle der
Worte „16 Stunden" die Wendung „zwei Fünftel
der jeweils durch Gesetz oder Kollektivvertrag vor-
gesehenen wöchentlichen Normalarbeitszeit".

9. Im § 29 Abs. 2 lit. c tritt an die Stelle der
Worte „mehr als acht Arbeitsstunden" die Wen-
dung „mindestens ein Fünftel der jeweils durch
Gesetz oder Kollektivvertrag vorgesehenen
wöchentlichen Normalarbeitszeit".

10. Im § 29 Abs. 3 tritt im ersten Satz an die
Stelle des Klammerausdruckes „(§21 Abs. 4 des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958)" der
Klammerausdruck „(§ 21 Abs. 3 des Arbeitslosen-
versicherungsgesetzes 1977)" und im zweiten Satz
an die Stelle der Worte „die Lohnsteuergruppe und
die Anzahl der Kinderfreibeträge" die Wendung
„einen allfälligen Alleinverdienerabsetzbetrag und
die Anzahl der Kinder laut Familienbeihilfenkarte".

11. § 39 b Abs. 3 lautet:

„(3) Über die Gewährung der Beihilfe, über
deren Art und deren Höhe hat der Bundesminister
für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten mit der
Maßgabe zu befinden, daß die Beihilfe der Eigen-
art des zu fördernden Vorhabens entspricht und die
hiefür erforderlichen Bundesmittel nur in dem zur
Erreichung des angestrebten Erfolges unumgängli-
chen Umfang eingesetzt werden."
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12. Der bisherige Wortlaut des § 45 wird als
„(1)" bezeichnet. Als neue Abs. 2 und 3 werden
angefügt:

„(2) Die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung der Beihilfen nach den §§19 und
20 dieses Bundesgesetzes obliegen nach Maßgabe
des § 6 des Bundesrechenamtsgesetzes, BGBl.
Nr. 123/1978, dem Bundesrechenamt. Generelle
Änderungen in der Höhe dieser Beihilfen sind auf
Mitteilung des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales vom Bundesrechenamt vorzunehmen,
sofern sie automationsunterstützt durchführbar
sind.

(3) Die näheren Bestimmungen über die Auszah-
lung der Beihilfen nach den §§19 und 20 dieses
Bundesgesetzes werden durch Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
erlassen."

Artikel II

Das Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktför-
derungsgesetz und das Arbeitslosenversicherungs-
gesetz 1977 geändert werden, BGBl. Nr. 638/1982,
in der Fassung BGBl. Nr. 54/1985 wird wie folgt
geändert:

1. In Art. III Abs. 2 wird der Ausdruck
„31. Dezember 1987" durch „31. Dezember 1988"
ersetzt.

2. In Art. III Abs. 3 lit. a tritt an die Stelle der
Wendung „im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Finanzen" die Wendung „im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen und
dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten".

A r t i k e l III

Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungsge-
setzes und des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes

(1) Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 314/1987, wird wie folgt
geändert:

1. §238 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei der Anwendung der Abs. 2 und 3 blei-
ben außer Betracht

1. Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung,
die auch Zeiten enthalten, während welcher
Krankengeld, Arbeitslosengeld, Notstands-
hilfe oder Karenzurlaubsgeld aus gesetzlicher
Versicherung bezogen wurde oder während
welcher der Anspruch auf Krankengeld aus-
schließlich nach § 143 Abs. 1 Z 2 ruhte, wenn
es für den Versicherten günstiger ist; dies gilt
entsprechend auch für Beitragsmonate der
Pflichtversicherung, welche Zeiten enthalten,

während welcher berufliche Maßnahmen der
Rehabilitation (§§ 198 bzw. 303 dieses Bun-
desgesetzes sowie § 161 des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes und § 153 des
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) gewährt
wurden bzw. Zeiten einer Beschäftigung ent-
halten, zu deren Ausübung ihn diese Maßnah-
men befähigt haben;

2. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbin-
dung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, bezogen
hat."

2. Im § 253 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende der
Z 5 durch einen Beistrich ersetzt; als Z 6 wird
angefügt:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Dek-
kung des Lebensunterhaltes gemäß § 20
Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969."

3. Im § 276 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende der
Z 5 durch einen Beistrich ersetzt; als Z 6 wird
angefügt:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Dek-
kung des Lebensunterhaltes gemäß § 20
Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969."

(2) Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 158/1987, wird wie folgt
geändert:

1. § 122 Abs. 4 lautet:

„(4) Bei der Anwendung der Abs. 2 und 3 blei-
ben außer Betracht:

1. Beitragsmonate der Pflichtversicherung,
deren Beitragsgrundlagen durch berufliche
Maßnahmen der Rehabilitation (§161 dieses
Bundesgesetzes sowie §§ 198 bzw. 303 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und
§ 153 des Bauern-Sozialversicherungsgeset-
zes) beeinflußt werden, wenn es für den Ver-
sicherten günstiger ist; das gleiche gilt für Bei-
tragsmonate, die Zeiten einer Beschäftigung
enthalten, zu deren Ausübung ihn diese Maß-
nahmen befähigt haben;

2. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbin-
dung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, bezogen
hat."

2. Im § 131 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende der
Z 5 durch einen Beistrich ersetzt; als Z 6 wird
angefügt:
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„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Dek-
kung des Lebensunterhaltes gemäß § 20
Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969"

(3) Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 564/1986, wird wie folgt
geändert:

1. §113 Abs. 5 lautet:

„(5) Bei der Anwendung der Abs. 2 und 3 blei-
ben außer Betracht

1. Beitragsmonate der Pflichtversicherung,
deren Beitragsgrundlagen durch berufliche
Maßnahmen der Rehabilitation (§ 153 dieses
Bundesgesetzes sowie §§ 198 bzw. 303 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und
§ 161 des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes) beeinflußt werden, wenn es für den
Versicherten günstiger ist; das gleiche gilt für
Beitragsmonate, die Zeiten einer Beschäfti-
gung enthalten, zu deren Ausübung ihn diese
Maßnahmen befähigt haben;

2. Beitragsmonate der Pflichtversicherung, die
Zeiten enthalten, während welcher der Versi-
cherte eine Beihilfe zur Deckung des Lebens-
unterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c in Verbin-
dung mit § 25 Abs. 1 des Arbeitsmarktförde-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, bezogen
hat."

2. Im § 122 a Abs. 1 wird der Punkt am Ende der
Z 5 durch einen Beistrich ersetzt; als Z 6 wird
angefügt:

„6. Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Dek-
kung des Lebensunterhaltes gemäß § 20
Abs. 2 lit. c in Verbindung mit § 25 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969."

A r t i k e l IV

Übergangsbestimmung

Die Verordnung gemäß § 25 c Abs. 3 des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes hat weiters vorzu-
sehen, wie die Beiträge für jene Beihilfenempfän-
ger, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver-
ordnung eine Beihilfe zur Deckung des Lebensun-
terhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c des Arbeitsmarkt-
förderungsgesetzes beziehen, abzurechnen sind,
und wie die entsprechenden Meldungen zu erstat-
ten sind. Abweichend von den Vorschriften des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist für die
Erstattung dieser Meldungen nach Möglichkeit ein
automationsunterstütztes Verfahren vorzusehen
und auf schriftliche Einzelmeldungen zu verzich-
ten.

A r t i k e l V

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988 in
Kraft.

2. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgeset-
zes können bereits von dem seiner Kundmachung
folgenden Tag an erlassen werden; sie dürfen
jedoch erst mit dem in Z 1 bezeichneten Zeitpunkt
in Kraft treten.

A r t i k e l VI

1. Art. I Z 11 und Art. II dieses Bundesgesetzes
treten mit dem 31. Dezember 1988 außer Kraft.

2. Art. VIII des Bundesgesetzes, mit dem das
Bundesministeriengesetz 1986, das Arbeitsmarkt-
förderungsgesetz und das Lebensmittelgesetz 1975
geändert werden, BGBl. Nr. 78/1987, tritt mit dem
31. Dezember 1987 außer Kraft.

A r t i k e l VH

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
betraut:

1. Hinsichtlich des Art. I Z 7, soweit § 25 c
Abs. 2 des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
betroffen ist, der Bundesminister für Umwelt,
Jugend und Familie,

2. hinsichtlich Art. I Z 11 und Art. II der Bun-
desminister für Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
und dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten,

3. hinsichtlich Art. I Z 12 der Bundesminister für
Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen,

4. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Waldheim

Vranitzky

6 1 7 . Bundesgesetz vom 25. November 1987,
mit dem das Arbeits- und Sozialgerichts-
Anpassungsgesetz — ASGAnpG und das
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz — ASGG

geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeits- und Sozialgerichts-Anpassungsge-
setz, BGBl. Nr.. 563/1986, wird wie folgt geändert:

„Artikel IX entfällt".

Artikel II

Das Bundesgesetz vom 7. März 1985 über die
Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit (Arbeits- und
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Sozialgerichtsgesetz — ASGG), BGBl. Nr. 104/
1985, wird wie folgt geändert:

Der bisherige § 93 erhält die Bezeichnung „§ 93
Abs. 1"; ihm wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Der Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger ist verpflichtet, begin-
nend mit 1987 im jeweils laufenden Jahr auf Grund
des Abs. 1 einen Betrag von 100 Millionen Schil-
ling, fällig am 1. April und 1. Oktober mit jeweils
50 Millionen Schilling, als Vorausleistung auf die

Zahlungspflicht für das jeweilige Jahr an den Bun-
desminister für Justiz zu zahlen."

Artikel III

Mit der Vollziehung des Artikels I ist der Bun-
desminister für Arbeit und Soziales, mit der Voll-
ziehung des Artikels II der Bundesminister für
Justiz betraut.

Waldheim
Vranitzky


